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Betrifft 
Bausparkassengesetz (BSpKG) 

Die NÖ Landesregierung beehrt sich zum Entwurf eines Bauspar­

kassengesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

Grundsätzlich ,wird gegen den vorliegenden Entwurf kein Einwand 

erhoben. Es wird jedoch angeregt, den Umfang der Bausparkassen im 

§ 1 Abs. 1 insoferne zu erweitern, in dem den Bausparkassen das 

.- Recht eingeräu�t wird, für wohnungswirtschaftliche Maßnahmen 

neben Gelddarlehen auch Zinsenzuschüsse zu gewähren. 

In § 4 ist schließlich in Z. 8 die. Höhe der dem aausparer zu 

verrechnenden Kosten als Teil der Allgemeinen Bedingungen ange­

führt. Im §'6 Abs. 1 ist diese für den Konsumenten· gegebenenfalls 

sehr belastende Änderung von der �ewilligungspflicht des Burides-

�· ministers für Finanzen ausgenommen. Die Erläuterungen geben als . . 
Begründung, daß die Höhe dieser Kosten dem Wettbewerb überlassen 

werden soll. Dazu ist zu bemerken, daß gerade das durch Steuer­

milliarden unterstüt�te Bausparkassengeschäft zu keinem Zeitpunkt 
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zu nicht nachvollziehbaren und allenfalls auch überhöhten !JKosten­

verrechnungen führen dürfte, denen Wohnungs suchenden und BaU­

sparer ausgeliefert wären. Die Ziffer 8 des § 4 sollte daHer im 

§ 6 Abs. I aufgenommen werden. 

, 

Dem Präsidium des Nationalrates werden u.e. 25 Ausfertigu��n 

dieser Stellungnahme übermittelt. 

NÖ Landesregierung 

L u d  w i g 

Landeshauptmann 

k" : , 
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1. An das Präsidium des Nationalrates (25-fach) 

2. an alle vom Lande Niederösterreich entsendeten Mitglieder 

des Bundesrates 

3. an alle Ämter der Landesregierungen 

(zu Handen des Herrn Landesamtsdirektors) 

4. an die Verbindungsstelle der Bundesländer 

5. an das Büro des Bundesministers für Föderalismus und 

Verwaltungsreform 

zur gefälligen Kenntnisnahme 

Für die Richtigkeit 

der, Ausfertigung 

NÖ Landesregierung 

L u d w i g 

Landeshauptmann 

7/SN-198/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 3 von 4

www.parlament.gv.at



! 

7/SN-198/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)4 von 4

www.parlament.gv.at




